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Sparen ja–Fakultätenstreichennein
Zweiter SVP-Angriff auf die Uni scheitert: Landrat will keine reineHochschule für Life Sciences.

Hans-Martin Jermann

Klatsche fürdieSVP imLandrat.
VordemHintergrundder klam-
men Baselbieter Kantonsfinan-
zen lancierte sie einen zweiten
Sparauftrag an die Adresse der
UniversitätBasel - und scheiter-
tedamit kläglich.Mitbloss 21 Ja-
zu 58 Nein-Stimmen bei einer
EnthaltungversenktedasParla-
ment amDonnerstageinenVor-
stoss der Reinacher Landrätin
CarolineMall.

Dieser verlangte unter dem
Titel «Braucht Basel-Stadt eine
Volluniversität?» eine breite
Auslegeordnung zum Angebot
der Uni. Bloss zwei Grüne plä-
diertenmitderSVP-Fraktion für
einen Prüfbericht der Regie-
rung. Dagegen hielt mit auffal-
lenderVehemenzdieFDP,die in
früheren Jahren oft in den
rechtsbürgerlichen Chor der
Uni-Kritiker eingestimmthatte.

«Wollenwirunswirklich
137Studiengänge leisten?»
Vor zwei Wochen hatte der
Landrat – mit 28 Ja- zu 52 Nein-
Stimmen weniger deutlich –
einenVorstossder SVPzurKün-
digungdesUniversitätsvertrags
abgelehnt. Doch mittlerweile
scheintman imBaselbieterPar-
lament müde ob der ständigen
Diskussionen.«Wir kennenalle
die schwierigefinanzielle Situa-
tiondesKantons.DieRegierung
benötigt nicht noch mehr Zei-
chen», sagtederBinningerFDP-
Landrat Marc Schinzel in der
neuerlichenUni-Debatte. «Las-
sen wir die doch mal in Ruhe
arbeiten», doppelteBéatrix von
Sury (Mitte, Reinach) nach.

Die Baselbieter Regierung
verhandelt derzeit hinter den
Kulissenmit ihrenBaslerAmts-
kollegen und der Uni über die
Kantonsgelder für die Leis-
tungsperiode2026bis 2029.Ba-
selland will bei seinem Beitrag
sparen. Allerdings stellt sich in
diesemKontextdieFrage«Voll-
universität ja oder nein» gar
nicht.Denn: EineFokussierung
auf einige Bereiche, wie sie der

Vorstoss fordert, könne die Uni
nur langfristig imRahmeneiner
neuen Strategie vornehmen,
stellteBildungsdirektorinMoni-
caGschwind (FDP) klar.

GleichwohlzeigtesichGschwind
undmit ihrdieRegierungbereit,
den Vorstoss entgegenzuneh-
men.«Es ist legitim, imRahmen
einer Auslegeordnung die Vor-
und Nachteile einer Volluniver-
sität undder einzelnenStudien-
richtungen zu prüfen.» Nicht
mehr und nicht weniger. SVP-
LandrätinMall verteidigte ihren
Vorstoss energisch: «Es ist doch
nichtverboten,darübernachzu-
denken, ob wir uns wirklich 137
Studiengänge leisten wollen.»
Siewollte ihrenVorstossnichtals
Angriff auf die Uni verstanden
wissen, wie ihr dies von der SP
vorgehaltenwurde.

ModifizierteFassung
nachKritik
Deren Fraktionschef Roman
Brunner (Muttenz) kritisierte
denVorstossharsch -undzeigte
sichenttäuschtdarüber, dassdie

Regierung diesen auch noch
entgegennehmenwolle. «Caro-
lineMall unddieRegierungwol-
len die Uni in eine Fachhoch-
schule fürLifeSciencesumwan-
deln», sagteBrunner.Docheine
Hochschule, dienurnochmedi-
zinisch oder wirtschaftlich aus-
wertbareBestandteile enthalte,
sei keineUniversitätmehr.

Tatsächlich forderte SVP-
LandrätinMall in ihremVorstoss
ursprünglich,dassdieRegierung
mit einer Änderung des Staats-
vertrages mit Basel-Stadt eine
FokussierungderUniversität auf
LifeSciencesanstrebt.Nachder
Kritik krebste Mall zurück und
legte eine modifizierte Fassung
vor: Darin war nur noch von
einer Auslegeordnung die Rede
und davon, die Vor- und Nach-
teile einerVolluniversität aufzu-
zeigen. Die Forderung nach der
Fokussierung liessMall fallen.

Doch auch auf eine solche Aus-
einandersetzungzeigtediegros-
se Mehrheit wenig Lust. Dass
ein Vorstossmit solch gewichti-
gem Inhalt während derDebat-
te angepasst wird, taxierten
mehrere Redner als unseriös.

KantonesollenderUni
nicht zustark reinreden
Ander IdeeeinerVolluniversität
hältmanbisweit insbürgerliche
Lagerhinein fest.Dieswohl aus
zwei Gründen: Einerseits an-
erkennt man auch im Baselbiet
die lange Tradition der ältesten
Universität der Schweiz. Da
wirftmannicht einfachmal aus
temporärerGeldnot eineFakul-
tät überBord.Anderseits halten
es wohl einige Parlamentarier
schlicht fürnicht stufengerecht.
dass das Kantonsparlament
selber zu stark Einfluss auf das
Angebot der Uni nehme.

HoheMehrkostenfürdenKanton
Baselland lehnt die nationalen Initiativen zur Prämienentlastung undKostenbremse ab.

Maria-Elisa Schrade

Eine gute Woche vor der natio-
nalen Abstimmung diskutiert
auch der Landrat über die mög-
lichenFolgenfürBaselland, soll-
te die nationale Stimmbevölke-
rungdieKostenbremse-Initiative
der Mitte und die SP-Prämien-
entlastungsinitiativeannehmen.

Auslöser sindzweiVorstösse
von Sven Inäbnit, in denen der
FDP-Landrat wissen möchte,
welche Auswirkungen eineUm-
setzungderbeidenInitiativenfür
denFinanzhaushalt unddieGe-
sundheitsversorgung imKanton
haben wird. Inäbnit will zudem
wissen, wie sich der Kanton zu
den Initiativen positioniert.

Dieser lehnt nicht nur beide
Initiativenab, sondernauchden
indirekten Gegenvorschlag zur

Prämienentlastungsinitiative.
Der Regierungsrat begründet:
«Die Prämieninitiative und der
indirekteGegenvorschlagengen
den finanziellen Handlungs-
spielraum des Kantons Basel-
Landschaft massiv ein, da bei
beiden Vorschlägen die Mehr-
kosten indirekt an das Kosten-
wachstum des Gesundheitssys-
tems gekoppelt sind.»

Angstvor
Zweiklassenmedizin
Milder fällt die Beurteilung der
Kostenbremse-Initiative aus.
«Bei einer Annahme der Initia-
tivekönnte, jenachUmsetzung,
einerseitseineEindämmungder
Kostenentwicklung erreicht
werden. Andererseits könnte
das ‹zugelassene› Prämien-
wachstumunter demmedizini-

schen Bedarf und dem wirt-
schaftlich erforderlichen Kos-
tenanstieg liegen», schreibt der
Regierungsrat. Für den Kanton
Baselland sei kurz- und mittel-
fristig jedochnichtmit einerRa-
tionierung der Leistungen zu
rechnen.Dennaktuellmüsse in
dergemeinsamenGesundheits-
region eher von einer Überver-
sorgung ausgegangenwerden.

Balz Stückelberger (FDP)
sieht sich dennoch bestärkt. Er
sagt zumPrämiendeckel:«Es ist
sehr klar von der Regierung be-
stätigt worden, dass die Annah-
me der Initiative Baselland 74
MillionenFrankenzusätzlichpro
Jahrkostenwird.»Dassei imak-
tuellenFinanzplannicht enthal-
ten.DieRegierungmache deut-
lich, das werde nur mit Einspa-
rungen an anderer Stelle gehen.

Urs Roth (SP) kritisiert die Kos-
tenbremse: «Die Initiative ist in
der absehbaren Konsequenz
verheerend fürdieGesundheits-
versorgung. Ich finde die Ant-
wort der Regierung sehr defen-
siv.» Wäre die Initiative vor
zwanzig Jahren eingeführt wor-
den, wäre heute ein Drittel der
Leistungen nichtmehr über die
Grundversicherung abgedeckt,
glaubtderGesundheitsökonom.
Das Wort Zweiklassenmedizin
sei daher nicht übertrieben.

SVP-Landrat Stefan Meyer
beschäftigt indes die Wirksam-
keit der Individuellen Prämien-
verbilligung für verschiedene
Haushaltstypen.Erhat imMoni-
toring des Beratungsbüros Eco-
plan von2022gelesen, dass die-
se inBasellandsehrunterschied-
lich entlastetwerden.

So profitieren beispielsweise
Alleinerziehende mit Kindern
deutlichmehr vonderPrämien-
verbilligung als Ehepaare ohne
Kinder.Das sei auchpolitisch so
gewollt, antwortet nun der
Kanton.HaushaltemitKindern
sollenhöhereBeiträge erhalten
als Haushalte ohne Kinder.

Unabhängig davon geht aus
den Daten von Ecoplan hervor,
dass in Baselland die durch-
schnittliche Prämienbelastung
vier Prozent höher ist als im
Schweizer Schnitt. Auch hier
gilt: Egal, ob Baselland die
Prämienentlastungsinitiative
umsetzen muss oder den indi-
rekten Gegenvorschlag – das
kantonale Prämienverbilli-
gungssystem wird stark ange-
passt und ausgebaut werden
müssen.

Initiative ist
rechtsgültig
Mindestlohn Vor knapp einem
Jahr hat die Gewerkschaft Unia
2000 Unterschriften für die
Mindestlohninitiative im Kan-
tonBasellandeingereicht.Doch
erst jetzt kommt diese vors Ba-
selbieter Stimmvolk. Denn
Land-undRegierungsratwaren
sich über die Rechtsgültigkeit
der Initiative – trotz bereits er-
folgter Absegnung durch den
Rechtsdienst – nicht einig. Also
musste auch die Justiz- und Si-
cherheitskommission über die
Bücher. Die gab ein weiteres
Gutachten in Auftrag, welches
die Initiative ebenfalls als
rechtsgültig einstufte. Das hat
nun auch der Landrat an-
erkannt.

Zankapfel ist der Geltungs-
bereich der Initiative. Dieser
sieht nämlich vor, dass der kan-
tonale Mindestlohn auch für
ArbeitnehmerinnenundArbeit-
nehmer gilt, welche für Arbeit-
geber aus anderen Kantonen in
BasellandArbeitsleistungen er-
bringen. Bürgerliche fürchten,
dassdieseRegelungdieBinnen-
marktfreiheit derart einschrän-
ken könnte, dass die Legitima-
tion für den Erlass eines kanto-
nalenMindestlohns nichtmehr
gegeben ist. Sie monieren
ausserdem Probleme bei der
Umsetzbarkeit.

Aus diesem Grund fokus-
sierte sichauchdieKommission
auf denmöglichen Konflikt mit
dem Binnenmarktgesetz. Das
beauftragte Gutachten kommt
nun zum Schluss, dass Umset-
zungsproblemeentstehen, aber
durch diverse Ausnahmemög-
lichkeiten umschifft werden
könnten. Aus diesemGrund sei
die Initiativeals rechtsgültigein-
zustufen. (mes)

Auchwegen der langen Tradition der Universität Basel will der Landrat derzeit nicht über den Sinn einer Volluniversität diskutieren. Bild: zvg

«Es ist legitim,
dieVor-und
Nachteile
einerVoll-
universität zu
prüfen.»

MonicaGschwind
Bildungsdirektorin (FDP)

Kantonspolizeineu
mitAusländern
C-Ausweis Im Baselbiet sollen
Ausländerinnen und Ausländer
mit der Niederlassungsbewilli-
gungCPolizistinnenundPolizis-
tenwerdenkönnen.DerLandrat
hat gestern eine Motion von Si-
moneAbt (SP)mit44zu35Stim-
mengutgeheissen.Nunarbeitet
die Regierung eine Vorlage aus.
Die Zulassung von Ausländern
sei eine wirksame Massnahme
gegen den Personalmangel,
hiess es vonBefürworterseite.

Zwar schaffeesdieBaselbie-
terPolizei noch, genügendAspi-
ranten zu finden, allerdings sei
das Gleichgewicht labil, zumal
bald viele Babyboomer in Pen-
sion gingen, gab Sicherheitsdi-
rektorin Kathrin Schweizer zu
bedenken. Für die Befürworter
bildet einePolizeimitAuslände-
rinnen die Bevölkerung besser
ab.DieGegner fanden,dass sich
einbürgernkönne,werPolizistin
oder Polizistwerdenwolle.Wer
dasGewaltmonopol ausübe, soll
das Schweizer Bürgerrecht be-
sitzen. InderBaselbieterPolizei
werdenheute einzelne speziali-
sierte Jobs im Sinne einer Aus-
nahmeregelungvonAusländern
besetzt. Den Dienst in der Uni-
formmitWaffebleibtAuslände-
rinnen und Ausländern ver-
wehrt. PolizistenmitC-Ausweis
stellen aktuell fünf Kantone an:
Basel-Stadt, Jura, Neuenburg,
Graubünden und Schwyz. (haj)


